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reisabsprachen sind 
verboten. Wer er-
wischt wird, muss mit 
empfindlichen Bu»gel-
dern rechnen. &as gilt 

nicht nur für Hersteller, sondern 
auch für Abnehmer. Aber was 
ist mit <uschlägen! 6euerungs-
zuschläge wie Deispielsweise .e-
gierungszuschläge im Stahlsektor 
sind im Grundsatz öffentlich zu-
gängliche +nHormationen. -ann 
es darüber also verbotene Verhal-
tensaDstimmungen der ADnehmer 
geDen! &urch die Brille des 9ett-
bewerbsrechts betrachtet schon, 
wie die /itte 0ovemDer verhäng-
ten Bu»gelder gegen drei deutsche 
AutomoDilkonzerne zeigen.

Verbotene Absprachen der 
Hersteller...

&as Bundeskartellamt sah es als 
erwiesen an, dass sich Vertreter 
der Automobilunternehmen von 
2��4 Dis Ende 2��� Dei regelmä»i-
gen 6reHHen mit Stahlherstellern� 
Schmieden und gro»en System-
zulieferern über einheitliche 
2reiszuschläge Deim EinkauH von 
.angstahl ausgetauscht hatten. 
Bereits davor setzte sich der 2reis 
Hür .angstahl nach dem 2reismo-
dell der Stahlhersteller aus einem 
individuell mit den Abnehmern 
vereinDarten Basispreis sowie den 
nach branchenweit einheitlichen 
Formeln Derechneten Schrott� und 
.egierungszuschlägen zusammen. 

+n den ,ahren 2��� und 2��4 än-
derten einige Stahlhersteller ein-
seitig und unter Androhung von 
.ieHerstopps gewisse Bestandteile 
der Berechnungsmethoden Hür die 
<uschläge. &as Bundeskartellamt 
sanktionierte sie hierHür Dereits im 
,uli 2��� mit Bu»geldern in *Òhe 
von insgesamt rund 2�5 /io. Euro� 
insbesondere weil sie die Änderun-
gen untereinander aDgesprochen 
haben sollen.

... und der Abnehmer

Die Vertreter der Automobilher-
steller hatten sich in der Folge 
darüDer ausgetauscht� oD sie die 
 nderungen der Stahlhersteller 
akzeptieren und an der 2raZis 
einheitlich Derechneter 2reiszu-
schläge Hesthalten. )enau darin 
liegt nach der ¸Derzeugung der 
-artellDehÒrde die unzulässige 
9ettDewerDsDeschränkung –
ein freier Wettbewerb zwischen 
den Automobilherstellern, ob 
sie die <uschläge in EinkauHsver-
handlungen mit den Leweiligen 
Stahlherstellern akzeptieren oder 
nicht, fand damit nicht statt. Eine 
Dlo»e Bagatelle ist das nicht. )e-
messen an den )esamtkosten ei-
nes 2kw liegt der Anteil der Ein-
kauHskosten Hür .angstahl zwar 
meist Dei unter einem 2rozent. 
&ie <uschläge� die typischerwei-
se der *Òhe nach schwanken� 
machten im Hraglichen <eitraum 
Dei .angstahl allerdings durch-

schnittlich rund ein Drittel des 
Endpreises aus. 

Frei zugängliche 
Informationen?

Bei den ADstimmungen sa»en 
die Vertreter der Automobilher-
steller oHHenDar gleich mehreren 
6rugschlüssen auH. EDenso wie die 
Basispreise hätten auch die <u-
schläge individuell zwischen den 
Leweiligen .ieHeranten und ADneh-
mern verhandelt werden müssen. 
&ass ihr -urs Suasi ÒHHentlich ist� 
ändert daran nichts. Denn ob und 
in welchem 7mHang die <uschläge 
an die ADnehmer weitergegeDen 
werden� ist Sache des einzelnen 
*erstellers und damit eDen keine 
Hrei zugängliche +nHormation. 

SelDst mit dem Argument� 
sie hätten wie eine EinkauHsge-
meinschaHt gehandelt� konnten 
die Automobilhersteller nicht 
durchdringen. &enn zum einen 
sind EinkauHsgemeinschaHten nur 
unter strengen 8oraussetzungen 
zulässig. Bereits Dei gemeinsamen 
/arktanteilen der Deteiligten AD-
nehmer auH den EinkauHs� oder 
8erkauHsmärkten von üDer �5 � 
werden die BehÒrden skeptisch� Es 
erscheint durchaus denkDar� dass 
die gro»en AutomoDilhersteller 
diese Schwelle üDerschreiten. <um 
anderen akzeptiert das Bundeskar-
tellamt die Bündelung mehrerer 
0achHrager zu einer EinkauHsge-
meinschaft üblicherweise nur 
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EinkauHskartell um .angstahl

.egierungszuschläge werden 
Automobilherstellern zum  
8erhängnis
9egen verDotener ADsprachen Deim EinkauH von .angstahl hat das Bundeskartellamt 
gegen die AutomoDilhersteller B/9� &aimler und 8olkswagen Bu»gelder in *Òhe von 
insgesamt rund ��� /io. Euro verhängt. &ie Entscheidung zeigt� &as Amt nimmt nicht 
mehr nur die AnDieter�� sondern vermehrt auch die ADnehmerseite in den Blick.



dann, wenn diese auch als solche 
auftritt. Hier hatten die Autopro-
duzenten die -arte dEinkauHsge-
meinschaHtp Ledoch oHHenDar erst 
spät gezogen.

Strenge Beurteilung  
für freien Wettbewerb

.etztlich mag den ADsprachen das 
/issverständnis zugrunde gelegen 
haben, dass es Unternehmen nicht 
verDoten sein kann� sich im -un-
deninteresse abzustimmen. Eine 
einheitliche Berechnungsmetho-
de von 6euerungszuschlägen mag 
durchaus im +nteresse der AD-
nehmer gelegen haDen� da ihnen 
dies den 8ergleich der AngeDote 
verschiedener Hersteller unter 
Berücksichtigung der Leweils in-
dividuell vereinDarten Basispreise 
erleichtert. An der Wettbewerbs-
Deschränkung ändert dies Ledoch 
nichts� Freier 9ettDewerD Desteht 
nur� wenn 2reise und -onditionen 
von den *erstellern eigenständig 
gesetzt und mit den Leweiligen 
Abnehmern individuell vereinbart 
werden. Die Wettbewerbsbehör-
den sind daher in ihrer Beurtei-
lung äu»erst streng. Eine ADstim-
mung zwischen 9ettDewerDern 
auH den BeschaHHungsmärkten 
ist grundsätzlich verDoten� unaD-
hängig davon oD sie sich Hür de-
ren -unden positiv oder negativ 
auswirkt.

Offene Verfahren

&as Bu»geldverHahren gegen die 
Automobilhersteller, das noch 
nicht rechtskräHtig aDgeschlossen 
ist� war eine direkte Folge des De-
reits erwähnten 8erHahrens gegen 
die Stahlproduzenten.

Auch darüber hinaus steht die 
StahlDranche im Fokus der 9ett-
DewerDshüter� 0och nicht Deen-
det sind die Ermittlungen des 
Amts gegen mehrere *ersteller 
im Bereich Flachstahl und einen 
8erDand wegen des 8erdachts auH 
2reisaDsprachen.  hnlich gelagert 
war das -artellverHahren gegen 
*ersteller von +ndustrieDatterien� 
das im April 2��� rechtskräHtig aD-
geschlossen wurde. &ie *ersteller 

hatten sich hier üDer die ErheDung 
des sogenannten /etallteuerungs-
zuschlags aDgestimmt. <wei 7n-
ternehmen und ihre verantwort-
lichen Mitarbeiter wurden mit 
)eldDu»en in *Òhe von insgesamt 
rund 24 /io. Euro Delegt. Ein wei-
teres -artellverHahren mit Bezug 
zu 6euerungszuschlägen von 4oh-
stoHHen wird das Bundeskartellamt 
im ,ahr 2�2� aDschlie»en.

Aus wettbewerbsrechtlicher 
Sicht Demerkenswert an dem ak-
tuellen Fall ist� dass das Bundeskar-
tellamt erstmals in Lüngerer <eit 
Bu»gelder gegen ADnehmer wegen 
9ettDewerDsDeschränkungen im 
EinkauH verhängt. 4egelmä»ig war 
der BehÒrde der 8orwurH gemacht 
worden� sich Lahrelang vornehm-
lich auf die Zuliefererbranche und 
die ADsatzmärkte konzentriert zu 
haDen. 0un zeigt das Bundeskar-
tellamt� dass es keinesHalls die 
0achHrageseite vernachlässigt und 
sendet ein deutliches Signal gegen 
9ettDewerDsDeschränkungen im 
EinkauH der AutomoDilhersteller.

Weiterhin Sensibilisierung 
notwendig

Für die Zulieferbetriebe im Auto-
moDilsektor ist dies insoHern ein 
*oHHnungsschimmer� als sie sich 
Dislang einer kaum üDerwind-
Daren 8erhandlungsmacht ihrer 
)ro»kunden gegenüDersahen. 
Nicht nur Unternehmen, die 
sich Dei EinkauHsverhandlungen 
zuHällig Degegnen� sondern auch 
EinkauHsverDände und lose Ein-
kauHskooperationen sollten die 
Entscheidung hingegen durchaus 
als 9arnung verstehen� dass sie De-
sonders auH die kartellrechtlichen 
Grenzen ihrer Zusammenarbeit 
achten müssen.

Auch wenn das Bewusstsein Hür 
%ompliance im -artellrecht seit 
einigen ,ahren soweit gereiHt sein 
sollte� dass Dei Leder ADstimmung 
mit 9ettDewerDern – sei sie auH 
8erDandseDene oder im direkten 
Austausch – zumindest die Frage 
gestellt wird� -Ònnten wir ein 2ro-
blem mit den Wettbewerbshütern 
Dekommen! &ie ErHahrung zeigt� 
dass Mitarbeiter sich oftmals nicht 

bewusst sind, dass sie wettbewerbs-
widrig handeln oder in <weiHels-
Hällen die %ompliance�ADteilung 
nicht um 4at Hragen� um die 
8erhandlungen mit dem -unden 
nicht zu geHährden. 

Fazit

SelDst wenn insDesondere mittel-
ständische Unternehmen noch 
nicht über eine interne Compli-
ance�ADteilung verHügen� kar-
tellrechtswidriges 8erhalten lässt 
sich oHt schon durch punktuelle 
2räventionsma»nahmen wie 
/itarDeiter�Schulungen und die 
¸DerprüHung interner 2rozesse 
im *inDlick auH kartellrechtliche 
4isiken vermeiden. Solche /a»-
nahmen zahlen sich insbesondere 
aus� wenn -artellrechtsverstÒ»e 
entdeckt werden� Devor die -artell-
DehÒrden auH sie auHmerksam wer-
den. &ann kann gegeDenenHalls 
noch rechtzeitig ein -ronzeugen-
antrag zum Bundeskartellamt oder 
zur Europäischen -ommission ge-
stellt werden, der zu einem voll-
ständigen Erlass oder zumindest 
zu einer deutlichen 4eduzierung 
einer )eldDu»e Hührt. 

Kontakt / weitere Informationen: 
Dr. Jochen Bernhard, Partner, 
Menold Bezler Rechtsanwälte 
www.menoldbezler.de

MIT UNSEREN  
INTERFACE-LÖSUNGEN 
WERDEN MESSWERTE 
ZU ERGEBNISSEN. 
DIE BOBE-BOX: 
Für alle gängigen Messmittel, für 
nahezu jede PC-Software und mit 
USB, RS232 oder Funk.

IHRE SCHNITTSTELLE ZU UNS:
www.bobe-i-e.de


